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Die Leidtragenden ihrer Kriege sind wir. Es sind wir, die hungern, die trauern 
und die sterben, damit eine Handvoll Blutsauger noch reicher werden kann." 
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„(...) dass im Zweifel, im Notfall auch militärischer Ein¬ 
satz notwendig ist, um unsere Interessen zu wahren, zum 
Beispiel freie Handelswege. (...) Es wird wieder sozusa¬ 
gen Todesfälle geben. Nicht nur bei Soldaten, möglicher¬ 
weise auch durch Unfall mal bei zivilen Aufbauhelfern. 
Man muss auch um diesen Preis sozusagen seine Interes¬ 
sen am Ende wahren.“ (Horst Köhler, 22.5.2010) 

Mit diesen eindeutigen Worten verplapperte sich der 
damalige Bundespräsident Horst Köhler in Bezug auf 
den Afghanistankrieg, der auch heute immer noch von 
Bundeswehrsoldaten im Namen von angeblicher Demo¬ 
kratisierung und Durchsetzung der Menschenrechte 
geführt wird. Das Zitat widerlegt diese Vorwände und 
offenbart, dass der Afghanistankrieg für die Sicherung 
deutscher und anderer Handelsinteressen geführt wird. 

Die BRD hat es im Laufe der letzten 20 Jahre nicht 
versäumt, ihre Politik den globalen Veränderungen anzu¬ 
passen und ihrer Rolle als europäische Wirtschafts- und 
Militärmacht nachzukommen. Auch die seit den frühen 
90em angestrebte Bundeswehrreform, die letztendlich 
den Umbau der Bundeswehr in eine auf Auslandsein¬ 
sätze spezialisierte Kampftruppe bedeutet, zeigt uns auf, 
dass sie sich in Zukunft vermehrt aktiv an Kriegsein¬ 
sätzen beteiligen wird. Diese Entwicklung lässt sich an¬ 
hand der Beteiligung am Jugoslawienkrieg, den Einsät¬ 
zen am Horn von Afrika, in Afghanistan, an der Küste 
Libanons und Somalias nachzeichnen. Doch damit nicht 
genug. Die BRD gehört zu den größten Waffenexporteu¬ 
ren der Welt, in Europa führt sie sogar vor Frankreich 
und Großbritannien die Spitze an und profitiert an den 
weltweiten, kriegerischen Auseinandersetzungen. 

Die Bundeswehr wird fit gemacht, um mit den Ar¬ 
meen der NATO-Staaten kapitalistische Wirtschaftsin¬ 
teressen im globalen Ausmaß durchzusetzen. Und um 
diese Interessen geht es, wenn die regierenden Handlan¬ 
ger der Konzerne ihre Armeen in Marsch setzen, um im 
Namen von “Demokratie und Menschenrechten” andere 
Länder zu überfallen und für eben diese Konzerne neue 
Investitionsmöglichkeiten zu schaffen. 

Jedoch ist das von Kriegen gebeutelte Afghanistan 
nicht das einzige Land, welches Opfer von westlichen 
Großmachtsbestrebungen ist. Das aktuellste und ag¬ 
gressivste Beispiel hierfür ist die militärische Einmi¬ 
schung in den Konflikt in Libyen. Denn anders als Tu¬ 
nesien und Ägypten, wo die Staatschefs als zuverlässige 
Verbündete der westlichen Mächte galten, blieb Libyen 
durch die eigensinnige Politik Gaddafis, der in den letz¬ 
ten Jahren immer wieder gern gesehener Gast bei Mer¬ 
kel, Obama, Sarkozy & Co war, dem westlichen Einfluss 
größtenteils verwährt. Der Konflikt in Libyen, der bei 
näherer Betrachtung der Situation eine Auseinanderset¬ 
zung zwischen libyschen Stämmen aufzeigt, wurde me¬ 
dial in der Weltöffentlichkeit als “Demokratiebewegung” 


inszeniert und somit einem NATO-Einsatz die Pforten 
geöffnet. Das, was uns als “humanitäre Aktion” verkauft 
wird, ist ein NATO-Bombenhagel auf Libyen. Genauso 
wie der Krieg gegen den Irak, der dem Sturz des Sad¬ 
dam-Regimes und der damit verbundenen Plünderung 
irakischer Resourcen galt und nie gefundene Massen¬ 
vernichtungswaffen die Vorwände für die US-Invasion 
lieferten, so werden auch im Fall Libyen die wahren 
Interessen verschleiert. Dass bei diesen Kriegen mas¬ 
senhaft unschuldige Menschen ihr Leben verlieren und 
vertrieben werden, chemische Waffen zum Einsatz kom¬ 
men und Folter systematisch angewandt wird, scheint 
die NATO-Staaten und ihre Vasallen von Unternehmen 
und Rüstungskonzernen nicht zu stören. 

Die weltweite Plünderung und Ausbeutung anderer 
Nationen, die in wirtschaftlichen Belangen in der Regel 
über Organisationen wie die Weltbank und den IWF (In¬ 
ternationaler Währungsfonds) abgewickelt wird, über¬ 
lässt im Falle nationaler Unabhängigkeitsbestrebungen 
das Feld der militärischen Organisation NATO. Diese 
stärkt mit legalen und illegalen Mitteln die pro-westli¬ 
chen Kräfte in den jeweiligen Ländern durch militäri¬ 
sche Hilfen und den Aufbau paramilitärischer Gruppen, 
die gegen die Unabhängigkeitsbewegungen Vorgehen. 
Nicht selten enden solche Initiativen mit einem NATO- 
gestützten Militärputsch, der nach einer Periode des Ter¬ 
rors einer pro-westlichen Regierung zur Macht verhilft. 
Wenn auch diese Mittel versagen oder keine ausreichen¬ 
den Kräfte für derartige Vorhaben existieren, so wird die 
NATO für eine militärische Invasion herangezogen, um 
sich - wie zuletzt in Afghanistan geschehen - mit Hilfe 
eines Angriffskrieges Zugang zu den Resourcen zu ver¬ 
schaffen und eine Regierung zu installieren, die sich den 
westlichen Mächten beugt. 

Der Drang der westlichen Staaten und Konzerne nach 
Vormachtstellung, Expansion und Profit führt zwangs¬ 
läufig immer wieder zu Kriegen. Hier wird deutlich, dass 
Kriege, die von den Erfüllungsgehilfen der Wirtschaft, 
sprich privater Investoren, im Namen der Menschichkeit 
geführt werden, letzten Endes nur der Durchsetzung 
globaler Handelsinteressen dienen. Länder werden ka¬ 
puttgebombt, militärisch unterjocht und dann u.a. von 
deutschen Konzernen ausgeblutet. Die dabei zerstörte 
Infrastruktur dient den ausländischen Konzernen dazu, 
am Wiederaufbau kräftig zu verdienen. Das Kriegsma¬ 
terial, das im Einsatz in den Kriegen vernichtet wurde, 
wird anschließend bei den Rüstungskonzernen nachbe¬ 
stellt. 

Egal, wie wir es wenden: Kriege dienen nur dazu, die 
Macht und den Reichtum der Herrschenden zu sichern 
und zu vergrößern. Wie das vor sich geht, was dahinter 
steckt und zu was das führt, werden wir auf den kom¬ 
menden Seiten dieser Zeitung versuchen aufzuzeigen. 
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Der Kapitalismus trägt den Krieg in sich wie die Wolke den Regen." (Jean Jaures) 

zur geschichte des antikriegstages 


Der Versuch, einen internationalen Anti- 
kriegstag ins Leben zu rufen, lässt sich bis ins 
Jahr 1845 zurück verfolgen, wo pazifistisch 
orientierte kirchliche Kreise versuchten, den 
ersten Sonntag vor Weihnachten als „Friedens- 
Sonntag“ zu etablieren. Auf Betreiben des rus¬ 
sischen Zaren Nikolaus II. trafen sich Vertreter 
aus 26 Staaten am 18. Mai 1899 zur „Haager 
Friedenskonferenz“, um Konfliktfälle zwischen 
Staaten „mit friedlichen Mitteln“ lösen zu kön¬ 
nen. Zu diesem Zweck wurde ein internationa¬ 
ler Schiedsgerichtshof in Den Haag eingerichtet, 
den das imperialistische Deutschland und ei¬ 
nige andere Staaten allerdings nicht anerkann¬ 
ten. Dieses Ereignis war Anlass für pazifistisch 
orientierte Gruppen, jedes Jahr den 18. Mai als 
„Friedenstag“ zu begehen. Die Politik der pazi¬ 
fistischen Bewegung ignorierte zumeist den Zu¬ 
sammenhang zwischen Krieg, Militarismus und 
Kapitalismus und beschränkte sich auf Appelle 
an ihre Regierung, mehr „Friedfertigkeit“ in den 
internationalen Beziehungen walten zu lassen. 

Demgegenüber hatte die revolutionäre Arbei¬ 
terinnen- Bewegung den Zusammenhang zwi¬ 
schen Kapitalismus und Krieg erkannt, der Kampf 
gegen den Militarismus somit ein Bestandtteil 
ihres Kampfes gegen das kapitalistische System. 
Ihre in der 2. Internationale zusammengeschlos¬ 
senen Parteien hatten sich verpflichtet, im Fal¬ 
le eines Krieges „für dessen rasche Beendigung 
einzutreten und mit allen Kräften dahin zu stre¬ 
ben, die durch den Krieg herbeigeführte wirt¬ 
schaftliche und politische Krise zur Aufrüttelung 
des Volkes auszunutzen und dadurch die Besei¬ 
tigung der kapitalistischen Klassenherrschaft zu 
beschleunigen.“ 

Sowohl die bürgerliche Friedensbewegung 
als auch die antimilitaristische Arbeiter_innen- 
Bewegung wurden von der nationalistischen 
Kriegsbegeisterung großer Teile der deutschen 
Bevölkerung und vom opportunistischen Verrat 
der Führungen von SPD und Gewerkschaften 
überrollt. Noch im Juli 1914 hatte es Proteste ge¬ 


gen den drohenden Krieg mit hunderttausenden 
Teilnehmerinnen gegeben, die aber mit Beginn 
des Krieges abebbten. Am 4. August stimmte die 
gesamte Reichstagsfraktion entgegen ihrem Pro¬ 
gramm für die Bewilligung von Kriegskrediten. 
Die Führungen von SPD und Gewerkschaften 
schlossen mit Regierung und Militärbehörden ei¬ 
nen „Burgfrieden“, der sie verpflichtete, während 
des Krieges auf eigenständige Politik und Streiks 
zu verzichten. Im Oktober 1914 war Karl Lieb¬ 
knecht der einzige Abgeordnete, der die Bewilli¬ 
gung weiterer Kriegskredite verweigerte. 

Der bürgerlichen pazifistischen Bewegung ge¬ 
lang es während des Krieges kaum, ihre weitge¬ 
hende Marginalisierung und Tatenlosigkeit zu 
überwinden. 

Die radikale Linke innerhalb der SPD verfüg¬ 
te zunächst weder über handlungsfähige eige¬ 
ne Strukturen noch über finanzielle Mittel und 
musste sich unter ständigem Repressionsdruck 
erst mühevoll sammeln, bald unter dem Namen 
Spartakus-Gruppe. Bereits im Frühjahr 1915 
war sie aber in der Lage, eigene Zeitschriften 
und Flugblätter herauszugeben. Im Mai 1915 
benannte Karl Liebknecht in einem Flugblatt 
klar den Gegner: „Der Hauptfeind des deutschen 
Volkes steht in Deutschland: der deutsche Im¬ 
perialismus, die deutsche Kriegspartei, die deut¬ 
sche Geheimdiplomatie. Diesen Feind im eigenen 
Lande gilt‘s für das deutsche Volk zu bekämfen 
(...), zusammenwirkend mit dem Proletariat der 
anderen Länder, dessen Kampf gegen seine hei¬ 
mischen Imperialisten geht.“ 

Mit seiner Dauer wuchs auch der Widerstand 
gegen den Krieg und die Spartakusgruppe wurde 
langsam stärker. Nachdem Liebknecht am 1. Mai 
1916 nach einer Kundgebung gegen den Krieg 
verhaftet worden war, kam es in Berlin zu einem 
politischen Streik, an dem sich 55 000 Arbei¬ 
terinnen beteiligten. Zu weiteren Massenstreiks 
kam es im April 1917 und im Januar 1918, an 
denen sich bis zu einer halben Million Menschen 
beteiligten. 
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Wegen ihrer antimilitaristischen Haltung aus 
der SPD ausgeschlossene Mitglieder gründeten 
im April 1917 die unabhängige sozialdemokrati¬ 
sche Partei (USPD), an der sich auch die Sparta¬ 
kusgruppe beteiligte. 

Die Oktoberrevolution in Russland brachte 
der Antikriegsbewegung in Deutschland weite¬ 
ren Aufschwung, indem sie einen revolutionären 
Ausweg aus dem Krieg aufzeigte. Hier mündete 
die Kriegsmüdigkeit in der Novemberrevolution, 
wochenlang lag die Macht nach dem 9. Novem¬ 
ber in der Hand von Arbeiter- und Soldatenrä¬ 
ten. Durch die organisatorische Schwäche der 
radikalen Linken geriet die Rätebewegung jedoch 
rasch unter den Einfluss der opportunistischen 
Führung der SPD und verzichtete zugunsten der 
parlamentarischen Republik auf ihre Macht. 

Der Kurs der SPD auf eine bürgerliche Re¬ 
publik unter Beibehaltung des kapitalistischen 
Eigentums an den Produktionsmitteln und die 
Unfähigkeit der USPD, diesem Kurs wirksam et¬ 
was entgegen zu setzen, machte für die Sparta¬ 
kusgruppe die Gründung einer neuen Partei not- 
wendig.Zum Jahreswechsel 1918/19 wurde die 
KPD gegründet. 

Im Januar 1919 kam es in Berlin zu bewaff¬ 
neten Aufständen, die von der SPD mit Hilfe 
regierungstreuer Soldaten und reaktionärer 
Freikorps-Verbände blutig niedergeschlagen 
wurden. Am 15. Januar wurden Rosa Luxem¬ 
burg und Karl Liebknecht ermordet. 

Zwischen 1919 und 1922 folgten Hunderttau¬ 
sende jeweils am 1. August verschiedenen Aufru¬ 
fen, einen „Nie wieder Krieg-Tag“ zu begehen, um 
an den Beginn des 1. Weltkrieges am 1. August 
1914 zu erinnern. Seit 1920 veranstalteten je¬ 
doch sowohl die bürgerliche Friedensbewegung, 
als auch SPD, Gewerkschaften, sowie die KPD in 
Konkurrenz zueinander eigene Kundgebungen. 

1923 verbot die SPD-Führung ihren Mitglie¬ 
dern die Teilnahme am „Nie wieder Krieg-Tag“ 
und die KPD veranstaltete in diesem wie in den 


folgenden Jahren in Konkurrenz einen „Antifa- 
schisten-Tag“. 

Ab 1925 gelang es sowohl der bürgerlichen 
Friedensbewegung als auch der SPD immer we¬ 
niger, relevante Massen zu ihren „Nie wieder 
Krieg“-Kundgebungen zu mobilisieren. Den er¬ 
neuten Kriegsvorbereitungen des deutschen Im¬ 
perialismus, die spätestens mit dem Panzerkreu¬ 
zerbau 1928 offen zu Tage traten, konnte sie nur 
wenig entgegensetzen. 

Am 1. August 1929 fand der letzte „Nie wie¬ 
der Krieg-Tag“ statt, der von der SPD organisiert 
worden war und wesentlich besser besucht war, 
als in den vorangegangenen Jahren. In Berlin 
nahmen 50.000 Menschen an der Kundgebung 
teil. 

Ebenfalls am 1. August 1929 mobilisierte die 
KPD zum „roten Antikriegstag“, an dem allein in 
Berlin 150.000 Menschen teilnahmen. Die anti¬ 
militaristischen Kundgebungen mussten in eini¬ 
gen Städten militant gegen Polizeigewalt vertei¬ 
digt werden und hatten vielerorts den Charakter 
eines politischen Streiks, da zahlreiche Arbeiter_ 
innen dem Aufruf der KPD folgten, die Betriebe 
früher zu verlassen. Der rote Antikriegstag war 
der Auftakt für eine antimilitaristische Kampag¬ 
ne im ganzen Monat August mit zahlreichen wei¬ 
teren Kundgebungen und Demonstrationen. 

Ab 1930 mobilisierte auch die KPD nicht mehr 
zum Antikriegstag. 

Die Übertragung der Macht an die deutschen 
Faschisten setzte jeder offenen Agitation gegen 
Militarismus und Krieg ein jähes Ende. 

Der 1. September wurde in der DDR seit An¬ 
fang der 50er Jahre, in der BRD seit 1957 als 
Weltfriedens- bzw. Antikriegstag begangen und 
erinnert an den Überfall des faschistischen 
Deutschlands auf Polen 1939. 

Auch heute ist es wichtig, den Antikriegstag 
dafür zu nutzen, um das unter dem Deckman¬ 
tel von Humanität und Menschenwürde geführte 
Morden als imperialistischen Krieg zu benennen, 
Krieg und Kapitalismus als zwei Seiten derselben 
Medaille deutlich zu machen. 
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Weder Demokratie, noch Menschenrechte! Es geht um die Sicherung 
imperialistischer Interessen, wenn die BRD aufrüstet, Waffen im großen Stil 
exportiert, sich an imperialistischen Kriegen beteiligt oder die Bundeswehr 
für Einsätze im Inneren mobil macht. 

der krieg und die bundeswehr 


Kriegsstaatssekretär Pflüger (CDU) erläuterte in 
Klartext: „Wäre der Kongo ein rohstoffarmes Land, 
hätte sich die Staatengemeinschaft nicht zu diesem 
Einsatz entschlossen“. 

Dieses Zitat weist bereits deutlich auf die wah¬ 
ren deutschen Interessen an Kriegseinsätzen hin. 
Deutschland verfolgt international - wie alle impe¬ 
rialistischen Staaten - wirtschaftliche und geostra- 
tegische Interessen und möchte einen möglichst 
günstigen Zugang zu billigen Rohstoffen haben, 
um sich im internationalen Konkurrenzkampf be¬ 
haupten zu können. Insbesondere deutsche Rüs¬ 
tungsfirmen und die z.B. durch Sitze in den Auf¬ 
sichtsräten der Firmen mit ihnen eng verbundenen 
staatlichen Organe profitieren dabei. Diese Kriege 
werden vorbereitet durch die Think Tanks der Lob¬ 
byisten und anschließend durch das Parlament for¬ 
mal abgesegnet. Durch geschickt ausgeführte und 
durch Steuergelder finanzierte Werbefeldzüge wird 
die deutsche Bevölkerung darauf eingestimmt. Die¬ 
se erstrecken sich auch auf Bereiche wie Film und 
Fernsehen. 


Der Afghanistan-Krieg 

Besonders klar werden die geostrategischen In¬ 
teressen der Bundeswehr im Falle Afghanistans. 
Dort unterstützten US-amerikanische Politiker ab 
Ende der 70er Jahren gezielt die islamistischen 
Kräfte. Ihr Ziel dabei war es, das Land zu destabi¬ 
lisieren und damit eine weitere Ausdehnung fort¬ 
schrittlicher und auf langfristiger Unabhängigkeit 
ausgerichteter Prozesse im nahen Osten zu ver¬ 
hindern. Damit provozierten sie damals gezielt den 
Einmarsch der Sowjetunion und einen langwieri¬ 


gen Krieg in Afghanisten, welches gerade dabei war, 
neue demokratische Strukturen zu etablieren. Die 
Folge war eine völlige Destabilisierung der staatli¬ 
chen Strukturen des Landes und die damit verbun¬ 
dene Stärkung des politischen Einflusses der isla¬ 
mistischen Taliban. Unter anderem die USA und 
Deutschand nutzten die Anschläge vom 11.9.2001 
auf das World Trade Center und das Pentagon, um 
die militärische Intervention gegen Afghanistan zu 
rechtfertigen. 

Dass Afghanistan nach dem 11.9. das erste Ziel 
imperialistischer Aggression wurde, lag nicht etwa 
an reellen Beweisen für Verbindungen zwischen 
den Taliban und den Anschlägen, sondern in der 
geostrategischen Bedeutung Afghanistans in der 
Region. Zudem spielte mit Sicherheit die Tatsache 
eine Rolle, dass Afghanistan zu diesem Zeitpunkt 
das Schwächste der durch die USA auf die Ziel¬ 
scheibe gesetzter „Schurkenstaaten“ wie z.B. auch 
Irak, Syrien und dem Iran war. 

Heute wird Afgahanistan regiert durch eine kor¬ 
rupte Marionettenregierung unter Kontrolle der 
USA, gewählt in manipulierten Wahlen und keines¬ 
wegs legitimiert durch die Bevölkerung. 

Die Lage der Frauen in Afghanistan, immerhin 
einer der angeblichen Kriegsgründe, verbesserte 
sich wohl nur auf dem Papier. Nachdem es durch 
den Machtwechsel und zahlreichen Reformen unter 
anderem im Bildungsbereich und einer Bodenre¬ 
form Ende der 70er Jahre auch zu deutlichen Ver¬ 
besserungen der Situation der Rechte der Frauen 
gekommen war, veränderte sich ihre Lage im Bür¬ 
gerkrieg der Mudschahedin extrem. Frauen wur¬ 
den nun unter anderem aus allen Bereichen des 
öffentlichen Lebens verbannt und waren von jeg¬ 
licher Bildung und Erwerbsarbeit ausgeschlossen. 

Nach dem Sieg der USA und Grossbritannien 
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2001 gegen das Taliban-Regime verkündeten diese 
nun den Kampf für umfassende Rechte der Frau¬ 
en. Doch diese sind auch heute im afghanischen 
Parlament, der korrupt gewählten Loyah Djergah 
(Großen Ratsversammlung), völlig unterrepräsen¬ 
tiert bzw. bei internationalen Beratungen nur zum 
Schein vertreten. Human Rights Watch spricht 
davon, dass sich die Lage der Frauen nach ihren 
Studien keineswegs verbessert habe. Es gibt immer 
noch ein großes Ausmaß an häuslicher Gewalt und 
teilweise öffentliche Übergriffe gegen Frauen. 

Am 4. September 2009 war die Bundeswehr an 
einem Massaker an 142 Zivilisten im afghanischen 
Kundus beteiligt. Diese waren gerade dabei, Ben¬ 
zin aus zwei liegengebliebenen Tanklastern abzu¬ 
zapfen, als ein Oberst der deutschen Bundeswehr 
zwei US-amerikanischen F15-Bombern den Feu¬ 
erbefehl erteilte. In der Folge wurde versucht, die 
Zusammenhänge und das Ausmaß des Vorfalles 
zu verschleiern. Direkt aus dem Büro des deut¬ 
schen Verteitigungsministers verschwanden eine 
große Menge maßgeblicher Akten , die der Unter¬ 
suchungsausschuss angefordert hatte.Derzeit sind 
in Afghanistan ca. 4.600 deutsche Soldaten statio¬ 
niert. Das Mandat wurde verlängert und ein wirk¬ 
licher Abzug in den kommenden Jahren ist sehr 
unrealistisch. 


Einsatz der Bundeswehr im Inneren 

Aber auch innerhalb Deutschlands spielt die 
Bundeswehr eine immer größere Rolle. Diskutiert 
wird der erleichterte Einsatz des Kommandos für 
zivil-militärische Zusammenarbeit der Bundeswehr 
bei Streiks im öffentlichen Dienst, sowie weitere 
Einsätze bei Demonstrationen. Vorbereitet werden 
damit viele zukünftige Einsätze regulärer Einhei¬ 
ten der Bundeswehr, also ein offener Verfassungs¬ 
bruch. Eine erste praktische Umsetzung fand diese 
Politik während des G8 Gipfels 2007 in Heiligen¬ 
damm. Hier wurde die Polizei von 1.100 Bundes¬ 
wehrsoldaten unterstützt. Im Einsatz waren unter 
anderem Feldjäger in Panzern auf den Straßen, 


Marinesoldaten auf Schiffen in der 
Ostsee sowie aufklärende Tornados, 
die Tiefflüge über den Camps der 
Gipfelgegner flogen. 

Rechtlich abgesichert wird dies 
durch den Artikel 35 des Grund¬ 
gesetztes, welcher z.B. neben dem 
Einsatz der Bundespolizei auf De¬ 
monstrationen durch die Bundesre¬ 
gierung so ausgelegt wird, dass er 
im Zuge gegenseitiger Amtshilfe des 
Bundes und der Länder nach §35 
GG Absatz 1 auch den Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren ermöglicht. 
Dadurch legitimierte Einsätze häu¬ 
fen sich in den letzten Jahren und 
die Anlässe zum Einsatz der Bundeswehr werden 
immer geringfügiger. 

Dies betrifft unter anderem die ca. eine Millio¬ 
nen deutschen Reservisten. Diese waren in den 
vergangenen Jahren bereits beim Schutz des G8- 
Gipfels und auch in Afghanistan im Einsatz. Es fin¬ 
den regelmäßige Übungen statt, um die Reservisten 
auf derartige Einsätze vorzubereiten, so z.B. 2009 
im bayrischen Kulmbach, als unter anderem der 
Einsatz gegen demonstrierende Friedensaktivisten 
trainiert wurde. 

Besonders bedenklich wird all das, wenn wir uns 
bewusst machen, dass im Reservisten- sowie Bun¬ 
deswehrverband nicht wenige Rechtsradikale wie 
z.B. der Blood & Honour Aktivist Hannes Knoch 
vertreten sind und die Netzwerke und Infrastruk¬ 
tur der Bundeswehr zur Durchfürung von Wehr¬ 
sportausbildungen und Einzelkämpferlehrgängen 
benutzt wird. Diese Netzwerke rufen ihre Mitglieder 
gezielt auf, in Vereinigungen wie diese Verbände 
einzutreten und dort in möglichst führenden Positi¬ 
onen zu wirken. Es ist damit zu rechnen, dass sich 
unter den Reservisten tausende Neonazis befinden. 


Die Bundeswehr und der Nationalsozialismus 

Die Bundeswehr befindet sich damit in der di¬ 
rekten Tradition der deutschen Wehrmacht . Sie 
hat nach dem zweiten Weltkrieg den allergröß¬ 
ten Teil der vorher beschäftigten Soldaten einfach 
übernommen und verfolgt auch zahlreiche Tradi¬ 
tionen aus dieser Zeit weiter. Beispielsweise erin¬ 
nern die Namen vieler Kasernen an vorbildliche 
NS-Soldaten, so erinnert beispielsweise die Schulz 
Lutz-Kaserne in Münster an den vorbildlichen Rit¬ 
terkreuzträger der Wehrmacht Adalbert Schulz. 

Heute versucht die Bundeswehr verstärkt einen 
positiven Bezug zu den sogenannten Wiederstands¬ 
kämpfern des 20. Juli herzustellen, offenbart dabei 
aber nicht, dass neben einem ausgeprägtem Anti¬ 
semitismus, diese vor allem großdeutsche Interes¬ 
sen im Blick hatten und ihre „Wiederstandsaktio- 
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nen erst durchführten, als Deutschland aus - ihrer 
Meinung nach - militärstrategischer Ursache zu 
scheitern drohte. 

Eine Bestrafung von Deserteuren der Wehr¬ 
macht fand auch nach dem zweiten Weltkrieg in 
Westdeutschland weiterhin statt. So wurden die Ur¬ 
teile, die gegen sie zwischen 1939 und 1945 ergan¬ 
gen sind, auch später nicht aufgehoben. Zu einem 
Beschluss des Bundestages, der sich mit diesem 
Thema beschäftige, kam es erst 1997, doch auch 
dieser schließt Fahnenflüchtige nicht mit ein. Im 
Wortlaut heißt es, dass „der Verurteilung zu Grun¬ 
de liegende Handlung auch heute Unrecht ist. (...) 
Was damals Rechtens war, kann heute nicht un¬ 
recht sein.“ Das sind die Worte des früheren CDU- 
Ministerpräsidenten Hans Filbinger zu diesem The¬ 
ma, der 1945 als Militärjurist an der Verurteilung 
und Exekution eines Matrosen beteiligt war. 

Auch der Umgang der Bundeswehr mit der 
Ausstellung über die Verbrechen der Wehrmacht 
spricht Bände. 

Aber positive Bezüge existieren in der Bundes¬ 
wehr nicht nur zur Wehrmacht, sondern auch zur 
preußischen Armee des deutschen Kaiserreiches 
und ihren Generälen, die an der blutigen Niede- 
schlagung kolonialer Aufstände in China und Afri¬ 
ka beteiligt waren. Nach Paul von Lettow Vorbeck 
sind sogar zwei Kasernen der Bundeswehr benannt. 
Er war beteiligt an den Kämpfen gegen die Here¬ 
ro in Deutsch-Südwest Afrika 1904-1907, an der 
Niederschlagung des Boxeraufstandes 1900/1901 
in China und führte das nach ihm benannte Frei¬ 
korps im Kampf 1919 gegen den Arbeiteraufstand 
in Hamburg sowie während des Kapp-Putsches. 

Werbefeldzüge der Bundeswehr 

Durch den Umbau zu einer Freiwilligenarmee 
hat die Bundeswehr mittlerweile massive Nach¬ 
wuchsprobleme. Diese versucht sie mit verstärkter 
Werbung in fast allen öffentlichen Bereichen wie 
Schulen, Film und Fernsehen sowie auf öffentli¬ 
chen Plätzen, in Verkehrsmitteln und bei Messen 
verschiedenster Art zu kompensieren. Im Jahr 
2011 gibt sie zu diesem Zweck 10 Millionen Euro 
aus. Die Zielgruppe sind vor allem Jugendliche aus 
den Unterklassen. 

Besonders umstritten sind diese Werbeaktio¬ 
nen in den Schulen. Die Bundeswehr schloss in 
den vergangenen Jahren Kooperationsverträge mit 
mehreren Bundesländern, welche ihr den privile¬ 
gierten Einsatz in den Schulen ermöglichen. Eine 
gleichrangige Aufklärung durch Bundeswehrkriti¬ 
sche Vereine und Verbände kann dort dann nicht 
mehr bzw. nur auf einem deutlich geringeren Ni¬ 
veau stattfinden. Durchgeführt werden diese Wer¬ 
befeldzüge von speziell ausgebildeten Jugendoffi¬ 
zieren, welche umfangreich und intensiv lernen, die 



Jugendlichen zu indoktrinieren und unter ihnen 
eine den zukünftigen Kriegen zustimmende Akzp- 
tanz zu erreichen. 

Sie bieten sich an, bei der Aus- und Weiterbildung 
von Referendarinnen, liefern fertig ausgearbeite¬ 
te Arbeitsmaterialien für die Schüler, ermöglichen 
sehr kostengünstige Seminar- und Projektfahrten 
und führten z.B. 2008 insgesamt 8061 Werbeve¬ 
ranstaltungen in den Schulen durch. Die Schüler 
sind aufgrund der Schulpflicht - ob sie wollen oder 
nicht - dazu gezwungen, an diesen Veranstaltun¬ 
gen teilzunehmen. An Messeständen auf vorzug¬ 
weise von Jugendlichen besuchten Veranstaltun¬ 
gen wie Jugend-, Computer- und Comicmessen ist 
die Bundeswehr mit umfangreichen Ständen prä¬ 
sent, verschenkt Werbeartikel und organisiert Mu¬ 
sikwettbewerbe für junge Bands. 

Auch mehrere Bundeswehreigene Medien sind 
mittlerweile genauestens auf die junge Zielgruppe 
ab ge stimmt, wie z.B. das Magazin „infopost“ für 
Jugendliche zwischen 14(!) und 20 Jahren - ein 
sehr Bravo ähnliches Format. Das Strategiespiel 
POL&IS (Politik & Internationale Sicherheit), zu 
dem jährlich viele Schüler drei Tage lang durch die 
Bundeswehr eingeladen werden, beeinflusst diese 
nicht nur militaristisch im Sinne der Nachwuchs¬ 
gewinnung, sondern auch allgemein gesellschafts¬ 
politisch. Die Schüler sollen sich mit der Rolle der 
Politiker imperialistischer Staaten identifizieren 
und lernen, militärische Lösungen als etwas nor¬ 
males, alltägliches zu empfinden. 

Doch nicht überall ist der Zusammenhang zwi¬ 
schen der Beeinflussung und dem eigentlichen 
Auftraggeber so einfach zu erkennen, wie in der 
Werbung gegenüber Jugendlichen. So war die Bun¬ 
deswehr in den vergangenen Jahren an mehreren 
Filmproduktionen beteiligt, die bestimmte Themen 
und vorgegebene Sichtweisen im öffentlichen Be¬ 
wusstsein ansprechen und verankern sollen. 
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Ein Beispiel dafür ist der Film „Willkommen zu¬ 
hause“, in dem die psychische Verletzung eines Sol¬ 
daten durch eine Posttraumatische Belastungsstö¬ 
rung (PTBS) thematisiert wird. Zu dieser Krankheit 
kommt es, wenn psychische Belastungen durch 
ein extrem traumatisches Erlebnis zu langfristigen, 
meist nicht vollständig therapierbaren Störungen 
führen. Im Umgang mit dieser Krankheit ist es un¬ 
bedingt nötig, ein Umfeld zu schaffen, in welchem 
diese Krankheit akzeptiert wird. 

Das tut die Bundeswehr, da sie davon ausgehen 
muss, dass es zukünftig verstärkt zu PTBS durch 
Kriegseinsätze kommen wird. Durch solche Filme, 
die Schicksale, wie das des jungen Soldaten Ben, 
im emotionalen Zusammenhang zeigen, soll laut 
Pressemappe des Films die „heimatliche Umgebung 
lernen, sich mit Kriegsfolgen auseinanderzuset¬ 
zen.“ Das Thema wurde kurz darauf, nach einigen 
weiteren Pressemeldungen, im Bundestag debat¬ 
tiert und Mittel für Therapieangebote beschlossen. 
Die „heimatliche Umgebung“ wird somit gezielt an 
umfangreiche Kriege gewöhnt. 


Die BRD ist weltweit drittgrößter 
Waffenexporteur 

Kriege vergrößern längerfristig den Einflussbe¬ 
reich der imperialistischen Staaten und sind da¬ 
mit die logische Folge des Konkurrenzkampfes auf 
dem Weltmarkt. Kurzfristig bringen sie erst einmal 
Milliardengewinne für die Rüstungsindustrie und 
stärken deren Lobby gegenüber der staatlichen Po¬ 
litik. Deutschland belegt momentan weltweit den 
dritten Platz auf der Liste der Waffenexportländer. 


Es konnte seinen Umsatz in diesem Bereich in 
den vergangenen fünf Jahren um 96 % steigern. 
Deutsche Firmen werden durch den Staat mit 
Steuergeldern beim extrem lukrativen Verkauf von 
Rüstungssystemen unterstützt. So fliegt z.B. die 

Bundeswehr extra Einsätze 
mit Eurofightern in interes¬ 
sierte Länder, um diese dort 
vor einem eventuellen Ver¬ 
kauf den Firmen zu präsen¬ 
tieren. Und die Rüstungsin¬ 
dustrie boomt momentan. 

Eine besonders enge Zu¬ 
sammenarbeit in der Aus¬ 
stattung mit Waffen pflegt 
Deutschland mit Israel. 
Unter dem Deckmantel der 
Wiedergutmachung von NS- 
Kriegsverbrechen subven¬ 
tioniert der deutsche Staat 
z.B. millionenschwere U- 
Boot-Verkäufe an Israel und 
fördert damit auch noch die 
atomare Aufrüstung, denn 
diese U-Boote sind dazu 
vorgesehen, mit Atomwaffen 
ausgerüstet zu werden. 

Saudi Arabien kauft 
demnächst von einer deut¬ 
schen Firma Panzer im Wert von ca. 2 Milliarden 
Dollar und wird durch die Bundespolizei in Zusam¬ 
menarbeit mit dem Rüstungskonzern EADS bei der 
Ausbildung von Sicherheitkräften unterstützt. Die¬ 
se werden wohl auch gegen die einheimische Oppo¬ 
sition eingesetzt werden. 


„Der Feind steht im eigenen Land“ muss unser 
Motto lauten, wenn wir gegen imperialistischen 
Krieg und Militarisierung kämpfen wollen. 
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Zum aktuellen Krieg in Libyen, dem NATO-Einsatz und die Interessen 
der imperialistischen Mächte. 

der libyenkrieg 


In vielen arabischen Ländern fanden in den 
letzten Monaten starke Massenproteste gegen die 
herrschenden Regimes statt. In Tunesien und 
Ägypten wurden sogar die vom Westen unterstütz¬ 
ten Machthaber Ben Ali und Mubarak gestürzt. 
Die westlichen Eliten aus Wirtschaft und Politik, 
die seit langem die Unterdrückung der arabischen 
Völker mittragen, da sie enge wirtschaftliche Bezie¬ 
hungen zu den Regimes pflegten, wurden von die¬ 
ser Entwicklung überrascht. 

Ihr Umgang mit dieser Situation konnte oppor¬ 
tunistischer gar nicht sein. Sie unterstützten die 
Machthaber genau solange weiter, bis diese nicht 
mehr zu halten waren. Das Ziel der Regierungen 
und Wirtschaftsbosse der Imperialistischen Staa¬ 
ten ist es, weiterhin die Politik der Region zu ihren 
Gunsten zu bestimmen. 

Klar ist, dass in allen Ländern, die von dieser 
Entwicklung betroffen sind, beachtliche Teile der 
Aufständischen aus fortschrittlicheren Kräften wie 
Gewerkschaften, linken Parteien, Frauenrechts¬ 
gruppen und Menschenrechtsinitiativen bestehen. 
Viele fordern auch einen grundsätzlichen Wandel 
in Richtung einer solidarischen, sozialistischen Ge¬ 
sellschaftsordnung. Ein großer Anteil richtet sich 
gegen die Einmischung westlicher Staaten und er¬ 
innert daran, dass gerade dadurch die alten Regi¬ 
mes so lange an der Macht gehalten werden konn¬ 
ten. 


Aus der libyschen Geschichte 

Ganz anders verhält es sich in Libyen, wo kaum 
fortschrittliche Symbole zu sehen waren. Stattdes- 
sen wehte in den Reihen der Rebellen oft die Fahne 
des alten feudalen Regimes. Der Opposition ging es 


immer nur um Interessen ihres jeweiligen Stam¬ 
mes. Die verschiedenen Clans sind weit davon ent¬ 
fernt, sich zu vertragen und eine Einheit im Kampf 
gegen Muammar al-Gaddafi zu bilden. 

Die libysche Geschichte spielt beim heutigen 
Vorgehen der NATO eine entscheidende Rolle. 1969 
beendete die Revolution in Libyen die Monarchie. 

In linken Kreisen setzte man damals teilweise 
viel Hoffnung in die Politik des Revolutionsführers. 
Unter Gaddafi wurden alle ausländischen Militär¬ 
stützpunkte geschlossen, darunter die größte US- 
Luftwaffenbasis im arabischen Raum „Wheelus“ 
und die enormen Ölreserven wurden verstaatlicht. 
Die libyschen Revolutionskomitees unterstützten 
Befreiungsbewegungen in Afrika, Lateinamerika, 
Palästina, Nordirland und im Baskenland. Nach 
außen hin wurden kommunistische Organisatio¬ 
nen zwar unterstützt, da solch eine Bewegung im 
eigenen Land aber eine ernste Gefahr für den herr¬ 
schenden Stamm Gaddafis werden könnte, wurde 
die Verbreitung kommunistischen Gedankenguts 
innerhalb Libyens aufs härteste bekämpft. 

Die Ökonomie wurde von Anfang an von Gadda¬ 
fis Umfeld kontrolliert, das damit seine Macht im¬ 
mer weiter ausbaute. Das verhasste Libyen stand 
viele Jahre auf der Liste für Terrorstaaten der USA 
und Europa. 

Da man aber nicht auf die bedeutenden Erdöl- 
und Erdgasvorkommen Libyens verzichten konn¬ 
te, wurde es in den letzten Jahren wieder ein zu¬ 
nehmend bedeutender Partner und es wurde von 
sämtlichen Terrorlisten gestrichen. Zu dieser Zeit 
spielten die Unterdrückung und Menschenrechts¬ 
verletzungen anscheinend noch keine Rolle. Gad¬ 
dafi schüttelte allen wichtigen europäischen Staats¬ 
chefs die Hände und schloss milliardenschwere 
Verträge ab. 
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Die Imperialisten reiben sich die Hände 

Plötzlich aber verstaatlichte Gaddafi 2009 Ein¬ 
richtungen internationaler Ölkonzerne in Libyen 
und machte sich damit wieder viele Feinde. 

Die westliche Ölindustrie erhofft sich aus dem 
Aufstand die Möglichkeit, das Regime einfach aus¬ 
zutauschen. Auf keinen Fall wollen die NATO-Staa¬ 
ten eine Regierung zulassen, der das Wohlergehen 
des Volkes wichtiger ist, als das seiner Führungse¬ 
liten und die Partnerschaft mit den westlichen Aus¬ 
beuterstaaten. 

Seit dem 19. März 2011 wird Libyen nun von 
NATO-Streitkräften bombardiert. Von Kampfflug¬ 
zeugen und Kriegsschiffen aus werden Raketen 
und Marschflugkörper auf Ziele in Tripolis und 
anderen Städten in Libyen abgefeuert, was schon 
viel Zerstörung und Tod gebracht hat. Die BRD ist 
zwar diesmal nicht konkret am Massenmord betei¬ 
ligt, übernimmt aber indirekte Aufgaben. Außer¬ 
dem wird jeder Krieg einer NATO-Armee von allen 
NATO-Staaten getragen. 

Der im Laufe des Aufstands in Libyen gebildete 
„Nationalrat für eine Übergangsregierung“, der vom 
Westen propagiert wird und gleichzeitig ein Pro¬ 
dukt westlicher Einmischung ist, wird die Aufstän¬ 
dischen wohl nur schwer vereinen können. Seine 
Repräsentanten sind hauptsächlich führende Mit¬ 
glieder verfeindeter Stämme, die mit Hilfe der NATO 
ihre eigenen Interessen fördern wollen. Soziale As¬ 
pekte spielen dabei keine Rolle. 

Einer von ihnen war der ehemalige libysche In¬ 
nenminister Abdel Fattah Younis, der für den Auf¬ 
bau des hochkomplexen Repressionsapparates im 
Land verantwortlich war und jetzt als Militärchef 
des Nationalrats in Bengasi aktiv war. Im Juli wur¬ 
de er auf dem Weg von der Front bei Brega nach 
Bengasi erschossen. Außerdem dabei sind Techno¬ 


kraten, die im Westen ausgebildet wurden wie z.B. 
der Leiter der Nationalen Ölgesellschaft Shukri al- 
Ghanem und der Verantwortliche für den libyschen 
Geheimdienst. Auch der ehemalige Mitstreiter Gad¬ 
dafis von 1969 Omar El-Hariri ist jetzt strategischer 
Kopf der Rebellenarmee. 


Libyscher Protest gegen NATO-Bomben 

Zweifelsohne sind unter den Aufständischen 
auch einige weinige fortschrittliche Kräfte. So brach¬ 
ten gut ausgebildete Jugendliche, Akademiker und 
ihnen nahe stehende Schichten gut sichtbar für 
die Aufklärungsdrohnen der NATO Transparente 
mit der Aufschrift „keine ausländische Interventi¬ 
on - Das libysche Volk kann das alleine Regeln“ 
an. Sie kämpfen gegen das große Gefälle zwischen 
Führungsschicht, Mittelklasse und der übrigen Be¬ 
völkerung, gegen Korruption und für reale Teilhabe 
an Verwaltung und Verteilung der Reichtümer des 
Landes und für die Übernahme der realen Macht 
durch die Volkskongresse, die zivile Kontrolle des 
Militärs inbegriffen. 

Spätestens seit dem Eingreifen der NATO erlosch 
jedoch selbst der kleinste Funken Hoffnung für ei¬ 
nen Erfolg ihrerseits. Denn es ist kein Zufall, dass 
die „versehentlichen“ Bombardierungen der NATO 
von Stellungen der Aufständischen ausgerechnet 
Stützpunkte dieser Fraktionen trafen. 

Gründe für den Krieg in Libyen sind genau wie 
im Afghanistan- oder Irak-Krieg imperialistische 
Interessen, die Sicherung der Rohstoff-Ressourcen, 
Waffenhandel, die Sicherung bestehender Wirt¬ 
schaftverträge und anderer politischer Abkommen 
mit Libyen. 
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Eine kurze Einführung zum Verständnis der bestehenden Verhältnisse mit dem 
Schwerpunkt Imperialismus und die aktuellen Abhängigkeitsverhältnisse. 

Imperialismus und neokolonialismus 


Wir befassen uns als Gruppe mit der Beschäftigung 
und Erarbeitung verschiedener Themenkomplexe, u.a. 
mit Kapitalismus und - aus gegebenem Anlass - mit Im¬ 
perialismus. Da dieser konkret auch auf der Ausbeutung 
von schwächeren Ländern basiert, bedeutet diese Ausei¬ 
nandersetzung gleichzeitig die Befassung mit dem The¬ 
ma „Neokolonialismus“ als gegenwärtiges Hauptausbeu¬ 
tungsverhältnis. An dieser Stelle werden wir allerdings 
nur den aktuellen Stand der Diskussion wiedergeben 
können, was ausreichend sein sollte, da dieser Beitrag 
zunächst als grobe Einführung in dieses Themenkomplex 
dienen soll. Wir hoffen, in der Zeitung „Antimilitaristische 
Information“ eine überarbeitete und vertiefende Fassung 
publizieren zu können. 

In dieser Broschüre ist bereits häufig der Begriff „Im¬ 
perialismus“ gefallen. Ein Begriff, der speziell im letzten 
Jahrhundert eine sehr weite Verbreitung hatte und den 
Zustand aktueller, kapitalistischer Politik beschreiben 
sollte. Auch wenn dieser Begriff - u.a. durch den Weg¬ 
fall des Ostblocks und der Krise der Linken - nicht mehr 
den Stellenwert genießt wie einst, so sind wir der Über¬ 
zeugung, dass der Begriff weiterhin eine gültige Beschrei¬ 
bung des herrschenden Systems liefert. Insbesondere in 
einer Zeit, in der Begriffe wie „neue Weltordnung“ oder 
„Globalisierung“ die zerstörerische, kapitalistische Politik 
schönreden und das „Ende der Geschichte“ markieren 
sollen, erscheint es als unumgänglich, die Verhältnisse 
beim Namen zu nennen und Alternativen und Perspek¬ 
tiven aufzuzeigen. Das sogenannte „Ende der Geschich¬ 
te“ ist wahrscheinlich noch weit entfernt. Die Geschichte 
allerdings, wie wir sie kennen, sehen wir als Geschichte 
von sozialen Kämpfen und Klassenkämpfen, in der sich 
Widersprüche auftun und sich Parteien gegenüberste¬ 
hen, die ihre Interessen durchsetzen möchten. Diese Ge¬ 
schichte reicht weit zurück und berichtet uns von sowohl 
von Aufständen, Rebellionen und Revolutionen als auch 
von Krieg, Folter, Massaker und Genozid. 

Imperialistische Aufteilung der Welt bis 1945 

Der erste imperialistische Staat war das British Em¬ 
pire, das sich im 19. Jahrhundert auf alle Kontinente 
ausbreitete und Kolonien errichtete. Dieser Umstand 
war neben ihrer starken Flotte darauf zurückzuführen, 
dass in diesem Land als erstes die Industrialisierung 
stattfand. In Konkurrenz zum British Empire gewannen 
im Laufe des 19. Jahrhunderts Belgien, Frankreich und 
Deutschland an Macht, welche zunächst ebenfalls die 
Industrialisierung vorantrieben und eine Kolonialpolitik 


entfalteten und expandierten. Zu Beginn des 20. Jahr¬ 
hunderts schien die Aufteilung der Kolonien abgeschlos¬ 
sen. Die ungleiche Entwicklung der Industrien sowie die 
Vormachtbestrebungen der imperialistischen Staaten - 
von denen sich Deutschland als stärkste Macht etabliert 
hatte - mündete 1914 im I. imperialistischen Weltkrieg. 
Auch der II. imperialistische Weltkrieg ist auf Großmacht¬ 
bestrebungen und die Neuaufteilung der Welt durch die 
imperialistischen Mächte zurückzuführen. Auch wenn of¬ 
fiziell der deutsche Angriff gegen Polen am 1. September 
1939 als Beginn dieses Weltkrieges datiert wird, so gin¬ 
gen dem Ereignisse wie Mussolinis Angriff gegen Äthopien 
und Albanien, die Aggression des militaristischen Japan 
gegen China und die Sowjetunion, der Anschluss Öster¬ 
reichs an Deutschland und der Einmarsch Deutschlands 
in die Tschechoslowakei voraus. Diese beiden Weltkriege 
kosteten rund 60 bis 70 Millionen Menschen das Leben. 
Aus dem II. imperialistischen Weltkrieg gingen die beiden 
Supermächte USA und die Sowjetunion hervor, wobei die 
USA als stärkste imperialistische Macht alle anderen ka¬ 
pitalistischen Staaten dominierte. 

Imperialistische Beziehungen und 

Widersprüche 

Der Imperialismus stellt seit dem Zerfall der Sowjet¬ 
union und des Ostblocks das herrschende System dar, 
das sich mittlerweile in fast alle Teile der Erde erstreckt. 
Der Dominanteste unter den imperialistischen Staaten ist 
- trotz diverser Annahmen darüber, dass sie sich im Un¬ 
tergang befindet - weiterhin die USA. Andere imperialis¬ 
tische Machtzentren befinden sich mit China oder Japan 
in Ostasien und Mächten wie der BRD, Frankreich und 
Großbritannien in Europa. 

Imperialismus beschreibt grob genommen die offene 
oder auch verdeckte, äußere Gewaltanwendung zur Si¬ 
cherung eines inneren Systems. Das, was den Imperia¬ 
lismus von historischen Imperien und Weltreichen un¬ 
terscheidet, ist der konkrete Bezug zum kapitalistischen 
System. Es geht dabei um Zusammenschlüsse multinati¬ 
onaler Konzerne, welche gemeinsam mit Staaten, mit de¬ 
nen sie Zusammenarbeiten, große Teile der Welt kontrol¬ 
lieren und ausbeuten. 

Dabei kommt es - neben der direkten Auseinanderset¬ 
zung mit Ländern, die sich gegen diese imperialistische 
Übernahme wehren - auch zu zahlreichen zwischen-im- 
perialistischen Widersprüchen. Die oben genannten, im¬ 
perialistischen Machtzentren konkurrieren miteinander 
und versuchen, jeweils ihre eigenen Interessen durchzu¬ 
setzen. Die USA, die in den ersten Jahrzehnten nach 1945 
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innerhalb des imperialistischen Machtgefüges das allei¬ 
nige Zentrum darstellte, sah sich mit der Veränderung 
der internationalen Arbeitsteilung und des Weltmarktes 
mit Konkurrenz konfrontiert. Dazu kamen die Verände¬ 
rungen weltpolitischer Machtverhältnisse, die - obwohl 
die USA ihren Führungsanspruch weiterhin wahrt - dazu 
führten, dass sich Machtzentren in Europa mit der BRD, 
Frankreich und Großbritannien, in Asien mit Russland, 
in Ostasien mit China, Japan und den Tigerstaaten her¬ 
ausbildeten. Die Dominanz der USA, die in der EU ihren 
engsten Verbündeten hat, wirkt sich nachhaltig auf diese 
aus. D.h. dass die US-Politik maßgeblich richtungswei¬ 
send für die EU ist. Die EU-Staaten, die natürlich auch 
über eigene Interssen verfügen, fordern daher den ver¬ 
stärkten Aufbau europäischer Strukturen, um innerhalb 
und mit Hilfe dieser ihren Einfluss weltweit auch in Kon¬ 
kurrenz zum US-Imperialismus zu verstärken. 

Trotz dieser Widersprüche arbeiten die einzelnen 
Mächte zusammen, wenn es um die Erschließung und 
Sicherung des Weltmarktes geht, von dem alle ihren Teil 
vom Kuchen beanspruchen. Denn die Existenzbedingun¬ 
gen dieses Systems beruhen auf der Ausbeutung der Ar¬ 
beitskräfte und der Rohstoffe, auch und im Speziellen auf 
der südlichen Welthalbkugel. Das Hauptaugenmerk der 
imperialistischen Achse liegt in Anbetracht der gegenwär¬ 
tigen Lage insbesondere in der Beherrschung des Nahen 
Ostens. Denn um die Existenz- und Funktionsvorausset¬ 
zungen dieses Systems erfüllen zu können, ist die Kont¬ 
rolle der Regionen mit den wichtigsten Rohstoffreserven 
wie z.B. Erdöl oder den elementaren Versorgungsgütem 
unumgänglich. Dies erklärt in erster Linie die imperialis¬ 
tische Aggression, wie sie sich seit 2001 in Afghanistan, 
seit 1991 bzw. 2003 im Irak und seit diesem Jahr in Li¬ 
byen zeigt. 

Kolonialismus und Neokolonialismus 

Die gegenwärtige Politik der Ausbeutung durch impe¬ 
rialistische Staaten ist der Neokolonialismus.Imperialisti¬ 
sche Staaten und Systeme betrachteten einzelne Kolonien 
schon immer als relativ austauschbare Machtressourcen. 
Und während sich Imperialismus eher mit der Beziehung 
und Position verschiedener Staaten in einem Machtgefü¬ 
ge beschäftigt, geht es hier - bei der Beschreibung der 
Formen des Kolonialismus - um die konkrete Art des Ab- 
hängigkeitsverhältnisses der einzelnen kolonialisierten 
Staaten. Ausbeutung und Unterdrückung, wie er sich in 
kolonialer bzw. neokolonialer Politik äußert, ist ein ele¬ 
mentarer Bestandteil imperialistischer Politik. 

Kolonialismus in seiner traditionellen Form beschreibt 
die Herrschaftsbeziehung eines Volkes über ein anderes. 
Das kolonialisierte Volk wird dabei seiner eigenständigen 
Entwicklung beraubt und es wird nun direkt und für alle 
sichtbar fremdgesteuert, und zwar nach den wirtschaft¬ 
lichen Interessen der neuen Herrscher. Diese forderten 
auch seine möglichst vollständige, kulturelle Anpassung 
an die Normen und Werte des Koloniallandes. 

Die neue Form der Kolonialpolitik, welche im Zuge der 
sich vermehrenden nationalen Befreiungskriege und Re¬ 
volutionen während und nach dem II. imperialistischen 
Weltkrieg seinen Charakter veränderte und vom Halb¬ 
kolonialismus zum Neokolonialismus überging, griff auf 
große Teile der Erde über. Die Gründe für die Transfor¬ 
mierung der Kolonialpolitik lagen zum Einen beim Weg¬ 
fall eines Großteils des für die imperialistischen Staaten 


zugänglichen Weltmarktes und zum Anderen beim Erwa¬ 
chen des Nationalbewusstseins, der eine Bedrohung dar¬ 
stellte, da sich die Völker nun gegen offene Besatzungen 
zur Wehr setzten. Dazu kam noch, dass sich die Produk¬ 
tion und das Kapital vermehrten, wodurch aufgrund des 
nun nicht mehr vorhandenen Marktes sich die Krise des 
Imperialismus intensivierte. 

Wie funktioniert Neokolonialismus? 

Um das Problem des sich reduzierenden Marktes zu 
lösen, organisierten die imperialistischen Staaten den Ka¬ 
pitalismus in den neokolonialen Ländern - wo der Kapi¬ 
talismus nicht aus einer Eigendynamik heraus entstehen 
konnte - von oben nach unten (entstellter Kapitalismus) 
und eröffneten sich dadurch neue Märkte. D.h. durch die 
Einführung veralteter Technologien, dem Transfer von 
Know-how, Patentrechten, Hilfskrediten und Verschul¬ 
dungsmethoden wurden die Länder in eine Abhängigkeit 
getrieben und gleichzeitig wurde der Grad der Ausbeu¬ 
tung angehoben. Eine der fundamentalen Eigenschaften 
des entstellten Kapitalismus ist die Montageindustrie in 
neokolonialen Ländern. Während in den vorherigen For¬ 
men des Kolonialismus noch die ausgebeuteten Rohstoffe 
aus den Kolonien bzw. Halbkolonien in den imperialis¬ 
tischen Staaten zu Fertigprodukten verarbeitet und an¬ 
schließend wieder an die Kolonien bzw. Halbkolonien 
verkauft wurden und in die Industrialisierung in den Ko¬ 
lonien bzw. Halbkolonien nichts investiert wurde, änderte 
sich die Kolonialpolitik aufgrund des mittlerweile unzu¬ 
reichenden Marktes. In den Neokolonien wurde eine vom 
Imperialismus abhängige Industrie mit veralteter Techno¬ 
logie erschaffen, da es sich als unzureichend herausstell¬ 
te, lediglich Fertigprodukte an die Kolonien zu verkaufen. 
Eine Industrie, die sich unter Kontrolle der imperialisti¬ 
schen Staaten entwickelte und nach ihrem Profit orien¬ 
tiert war, schuf die Möglichkeit, den Ausbeutungsmarkt 
zu erweitern. Somit wurde in den Neokolonien die Mon¬ 
tageindustrie insbesondere auf dem Haushaltswaren- 
und Automobilsektor ausgebaut. Die Montageindustrie in 
diesen Ländern ist von ihren Ersatzteilen bis hin zu ihrem 
Kapital nach außen hin abhängig und verfügt weder über 
technologische Ausstattung noch über einen Unterbau 
und die notwendigen Dynamiken, sich selbstständig ent¬ 
wickeln zu können. Zumeist beteiligen sich solche imperi¬ 
alistischen Konzerne mit einem Kapitalanteil von ca. 10% 
an den Investitionen auf dem jeweiligen Industriesektor, 
verkaufen ihnen ihre veralteten Technologien und verfü¬ 
gen aufgrund der Namensrechte und den Patenten über 
die richtungweisende Initiative. 

Nur waren sie nun in einer eher formalen Eigenstän¬ 
digkeit, die mit der Realität nicht viel zu tun hatte. Eine 
wirtschaftliche Ausbeutung findet durch die imperia¬ 
listischen Mächte weiter statt in Form der Ausbeutung 
der billigeren Arbeitskräfte vor Ort und und der hohen 
Profite der beteiligten Banken durch die Kreditvergabe. 
Auch die politische Abhängigkeit bleibt meist bestehen. 
Dazu werden Marionettenregierungen und Militärorgane 
eingesetzt, die unter direkter Kontrolle der imperialis¬ 
tischen Zusammenhänge stehen - allen voran der IWF, 
der Weltbank und der NATO. Viele Länder Afrikas, Asiens 
und Latein- bzw. Mittelamerikas befinden sich heute in 
imperialistischer Abhängigkeit durch die subtileren, also 
weniger sichtbaren, aber äußerst aggressiv vorhandenen 
Mechanismen des Neokolonialismus. Sie sind für die im- 
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perialistischen Staaten ein Reservoir billiger Arbeitskräfte 
und haben nur eine beschränkte Kontrolle über ihre ei¬ 
genen Finanzen, Ressourcen und Waren. 

Armut und Elend für die Masse 

Dort wo dieser entstellte Kapitalismus in einem Sys¬ 
tem eingeführt wurde, das kurz vorher noch feudal war, 
blieben manche dieser feudalen Elemente wie z.B. Groß¬ 
grundbesitz oder Wucher neben einem kapitalistischen 
System weiterhin bestehen. Die Armut und Arbeitslosig¬ 
keit in den neokolonialisierten Staaten steigt stark an, 
während die dadurch verringerte Kaufkraft für den Ab¬ 
satz der erzeugten Produkte kein Problem darstellt, denn 
dieser findet ja in anderen Ländern mit einer durch die 
niedrigen Produktionskosten sehr großen Gewinnspan¬ 
ne statt. Die Landwirtschafts- und Nahrungsmittelorga- 
nisation der UNO bezifferte den Unterschied zwischen 
den reichsten und den ärmsten Ländern 1820 als 3 zu 
1. 1996 betrug dieser Wert 72 zu 1. Heute leben 4 von 
6 Milliarden Menschen in neokolonialen Ländern. Bei 3 
Milliarden Menschen davon liegt der Tageslohn bei unter 
2 Dollar und bei 1,2 Milliarden bei unter einem Dollar. 
Dieser Armut stehen lediglich 450 internationale Mono¬ 
pole gegenüber, welche 35% des jährlichen Welteinkom¬ 
mens von ca. 9-10 Trillionen Dollar für sich beanspru¬ 
chen. Dass sich diese Verhältnisse konstant zuspitzen, 
zeigen die Einkommensunterschiede. Während 1949 der 
Einkommensunterschied zwischen imperialistischen und 
neokolonialen Ländern noch bei 1 zu 16 lag, so stieg sie 
1960 auf 1 zu 30, 1990 auf 1 zu 60 und heute liegt dieser 
Unterschied bei über 1 zu 80. Das Risiko für die imperia¬ 
listischen Konzerne ist dabei in jeder Hinsicht sehr gering. 

Aufstandsbekämpfung 

Doch da es durch die für die Bevölkerung schlimme 
Situation zu einer permanenten Krise und großer Unzu¬ 
friedenheit unter dieser kommt, werden einheimische, 
kollaborierende Militärapparate entwickelt, welche eine 
sehr aggressive Politik gegenüber jeglicher das neokolo- 
niale System gefährdenden Initiative zeigen. Gleichzeitig 
sind auch sie durch massive Rüstungsexporte ein wich¬ 
tiger wirtschaftlicher Faktor. Sie werden gesteuert durch 
die mit den imperialistischen Staaten verbundenen Mili¬ 
tärpakte wie bspw. die Nato. 

Falls diese neokolonialen Länder Bestrebungen entwi¬ 
ckeln, welche das System gefährden, kommt es zur of¬ 
fenen militärischen Intervention, zum Militärputsch oder 
zur massiven Etablierung konterrevolutionärer bzw. pa¬ 
ramilitärischer Organisationen (wie z.B. die Gladio) unter 
Führung der Militärpakte. Diese wurden überall gegrün¬ 
det wo die Gefahr einer feindlichen, emstzunehmenden, 
politischen Entwicklung bestand. Diese Politik umfasst 
auch die Einrichtung eines über die Gründung von kon¬ 
terrevolutionären Gmppen hinaus gehenden komplexen 
Aufstandsbekämpfungsprogrammes. 

Die militärischen Interventionen sind ein typisches 
Merkmal für neokoloniale Länder und erfolgen jeweils in 
einem Moment, an dem die imperialistischen Interessen 
einer Gefährdung durch nationale und soziale Unabhän¬ 
gigkeitsbestrebungen ausgesetzt sind. 

Dazu ist es ausreichend, sich die Geschichte Latein¬ 
amerikas anzuschauen, welche - bis auf Ausnahme Ku¬ 
bas seit 1957 - insgesamt über einen neokolonialen Cha¬ 


rakter verfügt. Einer der ersten Militärputsche, die von 
imperialistischen Staaten organisiert wurde, ereignete 
sich 1954 in Guatemala. Sie fand unter der Leitung der 
CIA statt. Von der CIA ausgebildete Konterguerillas er¬ 
mordeten bis 1966 über 8.000 Menschen. Bis zum Jahr 
2000 stieg die Zahl der Ermordeten auf 30.000 an. Der 
wohl populärste Putsch der Geschichte ereignete sich 
1973 in Chile. Unter General Pinochet wurden bereits am 
ersten Tag des Putsches 3.500 Menschen ermordet. Ein 
weiteres Beispiel aus Lateinamerika ist Argentinien, „das 
Land der Verschwundenen“, wo in den Jahren des Put¬ 
sches zwischen 1976 und 1983 30.000 Menschen ver¬ 
schwanden. 

Für die weltweite Streuung dieser Aufstandsbekämp¬ 
fungsmethode ist die NATO seit 1950 aktiv. Neben den 
imperialistischen Stützpunkten, die auf dem Boden der 
neokolonialen Staaten errichtet und mit Flugzeugträgern 
und sonstigen Kriegsmaterial ausgestattet werden, findet 
gleichzeitig die Errichtung von Waffendepots und Stütz¬ 
punkten für die Konterguerilla-Organisationen statt. Die 
unter dem Vorwand des „Organisierens des Volkswider¬ 
standes im Falle kommunistischer Besatzung“ gegründe¬ 
ten Geheimorganisationen zielten und zielen allerdings in 
der Praxis auf Angriffe und Massaker gegen fortschritt¬ 
liche und revolutionäre Kräfte ab. Die Konterguerilla- 
Organisationen wurden eigens von den USA ins Leben 
gerufen; für die Umsetzung und Organisierung derer ist 
die CIA verantwortlich. Dazu begibt sie sich direkt in die 
jeweiligen Länder und nimmt die Ausbildung und Bewaff¬ 
nung der Kader vor. Neben Schulungseinrichtungen in 
den USA, in denen die Konterguerilla-Ausbildung statt¬ 
findet, wurden Ausbildungszentren und Camps in Zen¬ 
tralamerika eigens zu diesem Zweck aufgebaut. Ein Teil 
der Investitionen der NATO fließt direkt in diesen Bereich. 
Die Finanzierung der Konterguerilla wird hauptsächlich 
durch geheime Fonds gewährleistet. Im Buch „Gladio - 
Ein Erbe des Kalten Krieges“ von Leo A. Miller wird ge¬ 
schrieben, dass „im Kriegsfall die eigentliche Aufgabe der 
Organisation die Ausführung von Terror- und Sabotage¬ 
akten und das Aufhetzen der Bevölkerung“ sei. Des wei¬ 
teren beschreibt er den Unterbau der Organisation wie 
folgt: „So gut wie überall in Europa befinden sich gehei¬ 
me bewaffnete Gruppen und Waffendepots... All das wird 
über die NATO-Zentrale in Brüssel durch eine geheime 
Einheit koordiniert.“ In den europäischen Staaten wurden 
die Konterguerilla-Organisationen nach ende des Kalten 
Krieges aufgelöst und dechiffriert. Während die imperia¬ 
listischen Staaten für Konterguerilla-Organisationen wie 
die italienische Gladio, die französische Windrose oder 
die spanische GAL wegen des Zerfalls des sozialistischen 
Blocks keine Verwendung mehr sahen, blieben die Kon- 
terguerilla-Organisationen in den Neokolonien aufgrund 
des weiterhin existierenden Potentials von Volksaufstän¬ 
den und der damit verbundenen Gefahr für imperialisti¬ 
sche Interessen bestehen. 

Heute existieren diese neokolonialen Verhältnisse 
durch die erweiterten Märkte des Imperialismus und die 
ständig steigende Profitgier. Eine immer größere Zahl an 
Ländern ist in immer stärkerem Ausmaß von imperialis¬ 
tischen Monopolen abhängig. 
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Imperialismus 

Frank Deppe; David Salomon; Ingar Solty 

Papyrossa Verlags GmbH 
ISBN-13: 9783894384395 

Was bedeutet Imperialismus? Gehört der Begriff nicht in die ideologische Rumpelkam¬ 
mer? Oder trifft er etwa auch heute noch zu? Die Autoren verstehen den modernen 
Imperialismus als ein „Kernelement der globalen Reproduktion des Kapitalismus“ und 
zeigen, dass sich aus diesem ökonomisch begründeten Ansatz schlüssige Einsichten 
auch in gegenwärtige weltwirtschaftliche und -politische Abläufe ergeben. Im ersten 
Teil führen sie in die wichtigsten „klassischen“ Imperialismustheorien ein. Nachdem sie 
mit J. A. Hobson, Rudolf Hilferding, Max Weber, Joseph Schumpeter und Karl Kaut- 
sky bekannt gemacht haben, stellen sie ausführlich die Überlegungen von W. I. Lenin 
und Rosa Luxemburg dar und befragen sie nach ihrer aktuellen Brauchbarkeit. Dabei 
diskutieren sie am Beispiel Hardt / Negri auch Positionen, die derzeit virulent sind. 

Im zweiten Teil befassen sie sich mit der Geschichte seit den 1930ern: Der Weg in den 
Zweiten Weltkrieg, Kalter Krieg, US-amerikanische Hegemonie und ihre Erschütterun¬ 
gen in der unmittelbaren Gegenwart. 



Umgangssprachlich: Krieg - Testfall Afghanistan und deutsche Politik 

Mario Tal (Hg.) 

Neue Kleine Bibliothek 
ISBN 978-3-89438-441-8 

»Umgangssprachlich« werde in Afghanistan Krieg geführt, so unlängst der deutsche 
Verteidigungsminister. Unter den wechselnden Begründungen, warum sich die Bun¬ 
deswehr daran beteiligen müsse, kehrt stets die Behauptung wieder, dort werde auch 
unsere Sicherheit verteidigt. Allein die Öffentlichkeit will mit großer Mehrheit den Sinn 
des »Engagements« nicht verstehen, auch wenn sich die Medien Mühe geben, ihn zu 
vermitteln. Der Band entwirrt das Geflecht aus Politik, Wirtschaft, Militär und Medien. 
Benannt werden ökonomische und geostrategische Interessen; skizziert werden poli¬ 
tische, soziale und militärische Entwicklungen; begründet wird die Forderung nach 
einem unmittelbaren Abzug; diskutiert wird, welche weiteren Forderungen sich damit 
verbinden lassen. Behandelt werden u. a.: Die inneren Verhältnisse in Afghanistan 
vor und nach der US-Intervention; Frauenrechte als Kriegspropaganda; der Nato-Krieg 
und seine Ausweitung; der »Fall Kundus«; »Terrorabwehr« - die Bundeswehr probt den 
Einsatz im Innern. 

Beiträge von: Matin Baraki, Sevim Dagdelen, Joachim Guilliard, Michael Haid, Chris¬ 
toph Marischka, Knut Mellenthin, Norman Paech, Ulrich Sander, Michael Schulze von 
Glaßer, Mario Tal, Jürgen Wagner und Thomas Wagner. 


Imperialismustheorien 



Imperialismustheorien 

Stefan Bollinger 

Promedia Verlagsges. Mbh 
ISBN 978-3-85371-225-2 

Seit dem Untergang der Sowjetunion und des kommunistischen Systems im „Ostblock“ 
war nicht mehr viel von Imperialismus zu hören. Der Krieg der USA gegen den Terror 
sowie der US-Angriff auf den Irak haben die kritischen Geister indes wieder hellhörig 
gemacht. Der Ruf nach einer konsis-tent antiimperialistischen Kritik wird laut. Es ist 
höchste Zeit, genauer nach Fakten und Theorien zu fragen, die im 20. Jahrhundert 
dem Kapitalismus in den Metropolen, seiner Politik und vor allem seiner Wirtschaft 
das Etikett Imperialismus verpassten. Der vorliegende Reader soll jene Analysen linker 
Theoretiker in Erinnerung rufen, die zu Beginn des vorigen Jahrhunderts die imperia¬ 
listische Expansion vor allem Englands und Deutschlands gegeißelt haben. Textstellen 
klassischer Autoren werden vom Herausgeber kommentiert und in ihren historischen 
Kontext gestellt. 







Seid vor allem immer fähig, jede Ungerechtigkeit 
gegen jeden Menschen an jedem Ort der Welt im Innersten 
zu spüren. Das ist die schönste Eigenschaft eines 
Revolutionärs. 

(Ernesto Che Guevara) 



